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Euro

Reicht das Geld für
die Griechen?
Er wird vielleicht nicht so hei-
ßen, aber er wird 2016 kom-
men, ja kommen müssen: der
Schuldenschnitt. Griechen-
land braucht mehr Einnah-
men, mehr Wachstum und
mehr Vertrauen, wenn es wie-
der auf eigenen Füßen stehen
soll. Das ist mit einer Schul-
denlast von rund 340 Milliar-
den Euro und einer Verschul-
dungsquote von etwa 200
Prozent der Wirtschaftsleis-
tung nicht zu schaffen. Die
Verschuldung muss nachhal-
tig reduziert werden, damit
die Regierung überhaupt Kre-
dite bedienen kann. Das
heißt: Die Gläubiger müssten
Forderungen von 150 bis 200
Milliarden Euro abschreiben,
das meint zum Beispiel auch
der IWF. Alternativ könnte
Griechenland mit der Tilgung
nicht in knapp zehn Jahren,
sondern deutlich später be-
ginnen; und die Laufzeiten
könnten von durchschnittlich
30 auf 60 Jahre angehoben
werden. Das wäre de facto
ein heimlicher Schulden-
schnitt, und für den plädiert
auch Angela Merkel, wenn
sie öffentlich über neuen
„Spielraum“ für die Griechen
philosophiert. Ähnliches
meint EZB-Chef Mario Dra -
ghi, wenn er ein „Element
der Schuldenerleichterung“
fordert. Beiden ist klar: Ohne
eine Reduzierung der Schul-
denlast wird das Land kein
Vertrauen bei privaten Inves-
toren finden und kein neues
Wachstum produzieren.
Kommt zumindest der indi-
rekte Schuldenschnitt 2016,
dann könnte das dritte Hilfs-
paket für Athen das letzte ge-
wesen sein. Kommt er nicht,
werden Arbeitslosigkeit und
soziale Not kein Ende neh-
men, wird sich die Negativ-
spirale weiter fortsetzen –
und am Ende ist ein vierter
Bailout notwendig. Da kann
gespart werden, koste es, was
es wolle. mer

Russland

Wird Putin weitere
Länder besetzen?
Seine Jugend in den Straßen
von Leningrad habe ihn ge-
lehrt: Ist eine Prügelei unaus-
weichlich, schlage als Erster
zu. So rechtfertigte Wladimir
Putin im Oktober Russlands
Intervention in Syrien. Es war
zugleich eine Kampfansage:
Wenn der Westen fortfährt,
Staaten in sein Lager zu zie-
hen, die Moskau der eigenen
Einflusszone zurechnet, wird

der Kreml eingreifen. So war
es 2008 in Georgien und 2014
in der Ukraine, als Putin den
Volksaufstand mit der Anne-
xion der Krim und der Unter-
stützung für prorussische Re-
bellen im Donbass beantwor-
tete. Und so könnte es bald in
Moldau geschehen, das von
der EU zusammen mit fünf
anderen Staaten der Ex -
sowjetunion im Rahmen der
„Östlichen Partnerschaft“ um-
worben wird. „Selbst wenn
der Preis hoch ist, will Russ-
land den Westen lehren, seine
Interessen zu respektieren“,
sagt Sergej Karaganow, Doy-
en der russischen Außenpoli-
tik. Putins Waffengänge ha-
ben ihn laut „Forbes“ wieder-
holt zum mächtigsten Mann
der Welt gemacht. Im eigenen
Land kaschieren sie die tiefe
Wirtschaftskrise, Putins ohne-
hin hohe Popularität ist wei-
ter gestiegen. „Die russische
Elite braucht die Konfronta -
tion und den äußeren Feind,
um Reformen zu beginnen –
oder um zu rechtfertigen,
dass diese Reformen nicht
durchgeführt werden“, sagt
Karaganow. mas

Migration

Wie viele Flüchtlinge
kommen noch?
Über eine Million Flüchtlinge
erreichten 2015 Deutschland,
mehr als doppelt so viele wie
am Jahresanfang prognosti-
ziert. Entsprechend vorsich-
tig ist die Bundesregierung
nun mit Vorhersagen für das
Jahr 2016. Das Bundesamt für
Migration und Flüchtlinge
nennt bislang keine Zahlen.
Die EU-Kommission rechnet
bis Ende 2017 mit insgesamt
drei Millionen Asylsuchen-
den in Europa. Anzeichen für
eine Entspannung der Lage
sind nicht in Sicht, denn die
Fluchtursachen bestehen wei-
terhin: Krieg im Irak und in
Syrien, Vormarsch der Tali-
ban in Afghanistan, korrupte
Diktaturen in Afrika, Per-
spektivlosigkeit in den Bal-
kanstaaten. Die Grenzzäune,
die Ungarn, Slowenien und
Mazedonien in den vergange-
nen Monaten errichteten, ha-
ben die Flüchtlinge nicht auf-
gehalten, sondern nur umge-
leitet. Und auch die Türkei,
die nun im Auftrag der EU
die Flüchtlinge stoppen soll,
wird das kaum schaffen –
wenn die Regierung in Anka-
ra es denn überhaupt will.
Doch selbst wenn die türki-
sche Armee und Küstenwa-
che die Boote an der Über-
fahrt nach Griechenland hin-
dern, könnte das dazu führen,
dass 2016 wieder mehr Men-
schen die noch gefährlichere
Route von Tunesien, Libyen
oder Ägypten über das Mit-
telmeer nehmen. Das bedeu-
tet: mehr Tote als 2015, wo
fast 4000 Menschen bei der
Überfahrt ertranken. Auch
der Ansturm auf die an Ma-
rokko grenzenden spanischen
Exklaven Ceuta und Melilla
dürfte 2016 wieder zuneh-
men. Dort trennt nur ein
Zaun Nordafrika und die EU.
Während der Weihnachtstage
kletterten erneut fast 200
Afrikaner auf spanisches Ge-
biet. Das könnte nun öfter ge-
schehen. syd
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Kriegsherr Putin 

Wie geht es weiter mit dem Euro und den Flüchtlingen, Terror und Trump? 
Eine kleine Vorschau auf das neue Jahr. 

Europa

Gibt es bald wieder
Grenzkontrollen?
Ja, und zwar sehr schnell: Ab
dem 4. Januar muss man an
der Grenze zwischen Däne-
mark und Schweden wieder
einen Pass vorzeigen. Schwe-
den, das im Verhältnis zur Be-
völkerungszahl die meisten
Flüchtlinge aufgenommen
hat, fühlt sich überfordert. In
der Metropolregion Kopen -
hagen-Malmö wird ein Ver-
kehrschaos erwartet, aber die
Schockwelle könnte ganz
Europa fühlen, denn: Der vor
vielen Jahren nahe des Lu-
xemburger Ortes Schengen
verabredete Abbau der Gren-
zen innerhalb Europas ist in
Gefahr, ausgerechnet diese
für den Bürger spürbarste Er-
rungenschaft. Und nicht nur
in Skandinavien, auch bei der
deutschen Bundespolizei exis-
tieren Notfallpläne, die Gren-
ze nach Österreich abzurie-
geln. Eine Kettenreaktion
von Grenzschließungen wäre
die Folge. Die EU-Kommis-
sion will solch nationalstaat-
liche Alleingänge verhindern.
Als erste Maßnahme erhält
daher nun Griechenland Hil-
fe, um Flüchtlinge schneller
zu registrieren; chancenlose
Asylbewerber sollen zügig
abgeschoben werden. Hilft 
all das nicht, den Flüchtlings-
strom zu stoppen, droht im
Jahr 2016 ein Ende von
Schengen. Das hätte nicht
nur Auswirkungen für Pend-
ler und Touristen, sondern
auch für den Export-Europa-
meister Deutschland. Schei-
tert Schengen, würde das
Wirtschaftswachstum einbre-
chen, schätzt der IWF. pau
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Flüchtlinge auf der Balkanroute


